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2.7 Teil 9.: Regierung und Verwaltung

Langfristige Ziele Maßnahmen bis 1975 Landesausgaben im
Programmzeitraum

Gebietsreform der Verwaltung (9.1)
Rationeller und übersichtli¬
cher Aufbau der Gesamtver¬
waltung mit einer wesentlich
herabgesetzten Zahl der Ver¬
waltungseinheiten.

Wegfall der Ämter; Auflösung
von mehr als drei Viertel der
Gemeinden, mehreren Krei¬
sen und sonstigen Verwal¬
tungseinheiten; Rückkehr
kleinerer kreisfreier Städte in
die Kreise.

Keine

Gerichtsorganisation (9.21)

Schaffung funktionstüchtiger
Amtsgerichte und Arbeitsge¬
richte in deckungsgleichen
Räumen mit Verwaltungsbe¬
zirken.

Aufhebung von 30 bis 40
Amtsgerichten und 10 bis 15
Arbeitsgerichten.

16 Mio DM

Wirtschaftskriminalität (9.22)
Wirksame Bekämpfung der
Wirtschaftskriminalität.

Personelle Verstärkung der
Schwerpunkt-Staatsanwalt¬
schaften und Intensivierung
der Fortbildung der Richter
und Staatsanwälte auf die¬
sem Spezialgebiet.

3 Mio DM

i

Strafvollzug (9.23)

Bessere Ausbildung der Voll¬
zugsbeamten und
Differenzierung des Strafvoll-
Zijnqtu y ö '

Errichtung sozialtherapeuti¬
scher Anstalten, eines Zen¬
tralkrankenhauses, weiterer
Strafvollzugsanstalten und
einer Schulungsstätte für
Strafvollzugspersonal.

192,5 Mio DM

Polizei (9.3)
Verbesserter Schutz des Le¬
bens, der Gesundheit und des
Eigentums der Bürger.

Personalvermehrung bei der
Polizei um etwa 10 Prozent;
Vergrößerung der Kreispoli¬
zeibehörden; Verbesserung
auf dem Gebiet des Fernmel¬
dewesens.

483 Mio DM
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Langfristige Ziele

Ausbildung (9.41)

Ausrichtung der Ausbildung
auf die Vermittlung von
Grund- und Methodenwissen.

Fortbildung (9.42)

Fortbildungssystem für alle
Angehörigen des öffentlichen
Dienstes.

Automation des Verwaltungsvollzugs (9.51)
Automatisierung aller dazu
geeigneten Verwaltungsauf¬
gaben.

Integrierte Datenverarbeitung zwischen Land,
Gemeinden und Bund (9.52)

Integrierte Datenverarbeitung
zwischen Land, Gemeinden
und Bund.

Datenverarbeitung als Führungshilfe (9.53)

Entwicklung der integrierten
Datenverarbeitung zum Füh¬
rungsinstrument.

Automationsgerechte Vorschriften (9.54)
Automationsfähiger Verwal¬
tungsvollzug muß durch auto¬
mationsgerechte Vorschriften
erleichtert werden.

Maßnahmen bis 1975

Reform des juristischen Stu¬
diums unter Stoffbeschrän-
kung bei stärkerer Berück¬
sichtigung der gesellschaft¬
lichen, wirtschaftlichen und
politischen Zusammenhänge;
Ausrichtung des Vorberei¬
tungsdienstes entsprechend
dem veränderten Studium auf
eine praktisch-methodische
Grundausbildung; Anpassung
und entsprechende Gestal¬
tung der Staatsprüfungen;
aus stärker verwaltungsbezo-
genen Studiengängen bei den
Wirtschafts- und Sozialwis¬
senschaften Übernahme einer
höheren Zahl von Bewerbern
in den Verwaltungsdienst.

Ausweitung der bisherigen
Maßnahmen der fachlichen,
übergreifend fachlichen und
allgemeinen Fortbildung;Ver¬
tiefung einer qualifizierten,
berufsbegleitenden Fortbil¬
dung für die Inhaber heraus¬
ragender Ämter; Bewertung
der Fortbildungsbereitschaft
bei Beurteilung und Förde¬
rung.

Automatisierung vor allem
des' Finanzwesens; Aufbau
des Rechenzentrums der Kri¬
minalpolizei.

Entwicklung eines Systems
der integrierten Datenverar¬
beitung; Einrichtung der Ver¬
gabeorganisation für Perso¬
nenkennzeichen.

Ausbau der Strukturdaten¬
bank und Entwicklung eines
Landesinformationssystems.

Entwürfe von Rechts- und
Verwaltungsvorschriften wer¬
den auf Automationsgerech¬
tigkeit überprüft.

Landesausgaben im
Programmzeitraum

Keine

17 Mio DM

168 Mio DM

46 Mio DM

33 Mio DM

Keine
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Langfristige Ziele

EDV-Ausbildung für die Verwaltung (9.55)

Ausreichend geschultes Per¬
sonal als Voraussetzung zur
Einführung automatisierter
Verwaltungsverfahren in allen
Verwaltungsebenen.

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen (9.6)
Nutzen-Kosten-Untersuchun¬
gen und Kosten-Wirksamkeits-
Untersuchungen müssen bei
geeigneten Projekten von er¬
heblicher finanzieller Bedeu¬
tung durch ausgebildetes Per¬
sonal innerhalb der Landes¬
verwaltung durchgeführt wer¬
den.

Zusammenarbeit im Bundesstaat (9.71)

Aufstellung eines Bundes¬
entwicklungsprogramms.

Neugliederung der Länder
nach Art. 29 GG (9.72)

Neugliederung des Bundes¬
gebietes zur Erhaltung der
Arbeitsfähigkeit der bundes¬
staatlichen Ordnung.

Maßnahmen bis 1975

Aufbau einer gemeinsamen
EDV-Ausbildung für Landes¬
und Kommunalbedienstete in
Zusammenarbeit mit den
kommunalen Spitzenverbän¬
den; Einführung der Ver¬
waltungsangehörigen in die
Grundlagen der EDV durch
Fortbildungsveranstaltungen.

Nutzen-Kosten-Untersuchun¬
gen werden im Entwurf einer
neuen Landeshaushaltsord¬
nung vorgesehen; die wis¬
senschaftliche Theorie und
Anwendung von Nutzen-
Kosten-Untersuchungen in der
Verwaltung wird durch Er¬
richtung eines zusätzlichen
Lehrstuhls gefördert; auf ent¬
sprechende Ausgestaltung
der Prüfungsordnungen für
die Wirtschafts- und Sozial¬
wissenschaften wird hinge¬
wirkt.

Anregung der Landesregie¬
rung, als Vorbereitung für die
Rahmenplanung der Gemein¬
schaftsaufgaben ein Bundes¬
entwicklungsprogramm auf¬
zustellen.

Vorlage des Entwurfs eines
Gesetzes zur Neugliederung
des Bundesgebietes.

Landesausgaben im
Programmzeitraum

26 Mio DM

1 Mio DM

Keine

Keine
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